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8711 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 29. März 2012 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Pflicht zur Vorlage eines Energieausweises beim Verkauf und bei der In-Bestand-
Gabe von Gebäuden und Nutzungsobjekten (Energieausweis-Vorlage-Gesetz 2012 – 
EAVG 2012) 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates trägt dem Umstand Rechnung, dass die Regelungen der 
neuen Gebäuderichtlinie zur Vorlage und zur Aushändigung des Energieausweises sowie über eine 
Erstinformation zur energetischen Qualität des angebotenen Gebäudes in Immobilieninseraten in einem 
neuen Energieausweis-Vorlage-Gesetz 2012 konzertiert umgesetzt werden, das an die Stelle des früheren 
Energieausweis-Vorlage-Gesetzes aus dem Jahr 2006 tritt.  
Damit werden zum einen die zwingenden Richtlinienvorgaben in diesem Bereich vollständig und 
inhaltsgetreu in das österreichische Recht übernommen; zum anderen werden zur Verfeinerung des 
Regulativs von manchen Regelungsoptionen der Richtlinie Gebrauch gemacht.  
Die Transposition der neuen Richtlinie wird aber auch zum Anlass dafür genommen, offenkundig 
gewordene Schwachstellen des bisherigen Rechts in diesem Bereich zu beseitigen. Damit ist in erster 
Linie der Fragenkreis um die Ausnahmen von der Vorlagepflicht angesprochen. Im Weiteren geht es aber 
auch etwa um die gesetzliche Verdeutlichung der Rechtsfolgen, die sich an die Vorlage des 
Energieausweises knüpfen.  
Weiters beinhaltet der gegenständliche Beschluss eine Bestimmung über verwaltungsstrafrechtliche 
Sanktionen von Normverstößen. 
 
Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
11. April 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Stefan Schennach. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Dr. Magnus Brunner, Hermann Brückl und Stefan 
Schennach.  
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Stefan Schennach gewählt. 

Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 11. April 2012  mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2012 04 11 

 Stefan Schennach Monika Kemperle 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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